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OER BÜRGERMEISTER

Dringlichkeitsentscheidung gern. § 60 Gemeindeordnung NRW

2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef (Sieg) - Stadt 
Blankenberg, Kultur- und Heimathaus / Feuerwehr

Beschluss:

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt im Wege der Dringlichkeit und auf Empfehlung 
des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz:

1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gern. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und der öffentlichen Auslegung 
gern. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB wird wie folgt zugestimmt:

1.1 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteili­
gung gern. $ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

zu T1, Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
mit Schreiben vom 18.04.2019

Stellungnahme:
Gegen die 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef bestehen seitens der 
Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen keine grund­
sätzlichen Bedenken.
Für die Berechnung des Kompensationsflächenbedarfs regen wir die Anwendung der 
„Nummerischen Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008“ des 
Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) als anerkanntes Verfahren 
nach dem aktuellen Stand an. Dies bestätigt auch der Einführungserlass zum Landschafts­
gesetz für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES).
Wir gehen davon aus, dass die notwendigen Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb des Plangebietes durchgeführt werden und keine landwirtschaftlichen Nutzflächen 
verloren gehen. In diesem Zusammenhang sind Dach- und Fassadenbegrünungen, Anlagen 
von Gehölzstrukturen und Grünstreifen zu nennen.

Für die darüber hinaus notwendig werdenden weiteren Kompensations- und Ausgleichs­
maßnahmen regen wir an, diese mit den im Rahmen der EU-Wasserrahmenrichtlinie geplan­
ten Maßnahmen an der Sieg, dem Wolfsbach und dem Hanfbach zusammenzulegen.
Bei der Berechnung des erforderlichen Kompensationsbedarfs an Fließgewässern und in 
Auen wäre die Berechnung nach der „Kompensation Blau“ anzuwenden, die mindestens 
eine Verdopplung der Öko-Punkte vorsieht.
Alternativ ermöglicht die Anwendung des MKULNV Verfahrens (Koenzen) eine Vervielfa­
chung der Öko-Punkte um den Faktor 2,5.

Abwägung:
Die Ermittlung und Bewertung des Eingriffs erfolgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleit­
planung im Rahmen des parallel durchgeführten Bauleitplanverfahrens Nr. 15.2 - Stadt



Blankenberg, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr. Die aus der Eingriffsbilanzierung resultie­
renden Ausgleichsmaßnahmen werden ebenfalls auf der Ebene der Bauleitplanung im Um­
weltbericht beschrieben. Solche Regelungen entsprechen nicht der Planungsebene des Flä­
chennutzungsplanes.

zu T2, Prof. Dr. Helmut Fischer, Denkmalbeauftragter der Stadt Hennef (Sieg)
mit Schreiben vom 18.04.2019

Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält neben persönlichen Bewertungen der Planung 
zusammengefasst folgende planungsrelevante Anregungen zur 2. Flächennutzungsplanän­
derung - Stadt Blankenberg, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr.

Stellungnahme:
Gegen den Bau des Feuerwehrhauses bestehen keine Bedenken. Allerdings widerspricht die 
Anlage einer Rampe zur Eitorfer Straße den denkmalpflegerischen Grundsätzen. Die Eitorfer 
Straße ist ein eingeschnittener historischer Hohlweg und laut der Denkmalbereichssatzung 
„Historische Kulturlandschaft“ (3.1.6) zu erhalten. Ob zusätzlich zur Straße „Auf dem Berg“ 
über den Feldweg in Richtung Hof eine Verkehrserschließung zusätzlich erfolgen kann, sollte 
überprüft werden.

Abwägung:
In der Begründung sind die verschiedenen Standortvarianten für das Kultur- und Heimathaus 
und für die Feuerwehr dargestellt. Eine der Vorgaben für den neuen Standort der Feuerwehr 
ist, dass eine Zu- und Abfahrt der Feuerwehr geschaffen wird, bei der es zu keinem Que- 
rungsverkehr kommt, d. h. dass ausschließlich Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr diese Zu- 
und Abfahrt nutzen und es so zu keinen Gefährdungssituationen kommen kann und die Ein­
satzfristen eingehalten werden können.
Das Feuerwehrhaus Stadt Blankenberg wurde 1960 als Schule erbaut, wurde dann als Kin­
dertagesstätte umgenutzt und gehört seit 1976 zur Feuerwehr. 1991 erfolgte ein Anbau an 
das Feuerwehrhaus. Das Gerätehaus verfügt über 3 Hallenstellplätze (3 Einsatzfahrzeuge 
und 3 Anhänger) für die Einsatzfahrzeuge. Die Parkmöglichkeiten der Einsatzkräfte sind 
nicht ausreichend. Das Feuerwehrhaus ist für Alarmkräfte nur über eine kurvenreiche Zufahrt 
zu erreichen. Hier kann es im Einsatzfall zu erheblichen Behinderungen und gefährlichen 
Querungen der Einsatzkräfte kommen. Weiterhin steht der Wehr keine ausreichende 
Übungsfläche zur Verfügung. Die Stellplatzsituation (Höhe und Breite) in der Fahrzeughalle 
ist ebenfalls ausgereizt und für das zukünftige Fahrzeugkonzept nicht ausreichend.
Insgesamt wurde festgestellt, dass in der Löschgruppe Stadt Blankenberg die Rahmenbe­
dingungen der DIN 14092 und UW (GUV-I 8554) derzeit nur zum Teil eingehalten werden. 
Für Feuerwehrhäuser ist sicherzustellen, dass die Aktiven ohne Eigengefährdung in den 
Einsatz gehen. Hierzu zählen geeignete Zugangswege zum Feuerwehrhaus, die unabhängig 
von den Stellplätzen der Einsatzfahrzeuge gestaltet sein müssen. Außerdem muss in den 
Feuerwehrhäusern genügend Bewegungs-, Aufbewahrungs- und Lagerfläche für Einsatz­
kräfte und Gerät vorhanden sein.

Im Ergebnis der Voruntersuchung wurde der bestehende Standort des Feuerwehrhauses der 
Feuerwehr Stadt Blankenberg weiterhin als bedarfsgerecht angesehen. Er sollte am aktuel­
len Standort erhalten bleiben und an die aktuellen Anforderungen angepasst werden. Auf­
grund der optimalen Lage des Standortes wurde festgestellt, dass eine schnelle Erreichbar­
keit der Einsatzkräfte im Einsatzfall möglich ist. Ebenfalls wurde aufgrund der festgestellten 
Risiken sowie der kontinuierlichen hohen Frequentierung durch Touristen eine Erhaltung am 
jetzigen Standort als zwingend notwendig angesehen.

Mit dem Brandschutzbedarfsplan der Stadt Hennef (Verabschiedung im Rat 07.03.2016) 
wurden die Anforderungen aus der Untersuchung von 2013 bestätigt. Dieser stellt Mängel in 
der Stellplatzsituation in der Zu- und Abfahrt, im Flächenumfang sowie bei der Größe der zur



Verfügung stehenden Übungsfläche für den Standort Stadt Blankenberg fest, die einen Aus­
bau erforderlich machen.

Im Ergebnis dieser Planungen und Untersuchungen kam es zur Beibehaltung der Darstel­
lung des Feuerwehrstandortes Stadt Blankenberg als Fläche für „Gemeinbedarf Zweckbe­
stimmung Feuerwehr“ inklusive einer Flächenerweiterung nach Süden im FNP 2018.
Auf diesen Grundlagen wurden von einer Planungsgruppe in 2017 zwei Ausbauvarianten 
des bestehenden Feuerwehrgerätehauses untersucht. Zeitgleich hat die Stadt Hennef mit 
Beschluss des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz vom 15.03.2017 mit der 
Erstellung eines Integrierten Handlungskonzepts für Stadt Blankenberg begonnen.

Die Ausbauvarianten Feuerwehr von 2017 boten allerdings keine Antworten auf die im Inte­
grierten Handlungskonzept erarbeiteten Fragestellungen der Entflechtung von Feuerwehr­
und Besucherverkehr. Durch den Ausbau des Bestandsgebäudes wären zudem die Spiel­
räume für städtebauliche Einbindung und Herstellung einer guten Auffindbarkeit der im Zuge 
der Aufstellung des Integrierten Handlungskonzeptes entwickelten Idee eines Kultur- und 
Heimathauses stark eingeengt und der Feuerwehr untergeordnet worden.

Im Rahmen der Fortschreibung für die Brandschutzbedarfsplanungen, wurde auf Veranlas­
sung von Feuerwehr und Verwaltung, durch das Gutachterbüro eine Standortanalyse durch­
geführt. Hierbei wurden alle bestehenden Feuerwehrgerätehäuser auf ihre Lage überprüft 
und der optimale Standort für einen in der Zukunft anstehenden Neubau gesucht. Zu den 
zugrundeliegenden Kriterien gehören: Wohnorte der Mitglieder, Topographie, Siedlungsdich­
te, besonders gefährdete Bereiche und die Erreichung der Schutzziele bzw. Hilfsfristen.
Die Standortanalyse (in der der Standort, mit direkter Anbindung an die Eitorfer Straße un­
tersucht wurde), die am 08.07.2019 im Rat beschlossen wurde, gilt als Anhaltspunkt für die 
zukünftigen Planungen. Werden die Standorte entsprechend umgesetzt, ist es weiterhin 
möglich, die Stadtgebiete mit rein ehrenamtlichen Standorten abzudecken und die einschlä­
gigen Hilfsfristen einzuhalten.

Bei der Vorzugsvariante 2 e handelt es sich auch um die Variante, bei der der Eingriff in den 
Hohlweg (Eitorfer Straße) den geringstmöglichen Eingriff darstellt.

Im Auslobungstext zum Wettbewerb „Ober dem Ufer“ heißt es:

„Der Hohlweg ist als historisches Relikt der Kulturlandschaft in der Karte der entsprechenden 
Satzung eingetragen. Es handelt sich darüber hinaus um einen historischen Prozessions­
weg, worauf die Einzeldenkmäler des Wegestocks an der Eitorfer Straße 4 und das Wege­
kreuz Ecke Scheurengarten hinweisen. Der Charakter des Hohlwegs wurde durch die Um­
setzung der Wohnbebauung nordseitig der Eitorfer Straße bereits erheblich beeinträchtigt, 
indem hier die vormals steile Böschung topographisch abgeschliffen wurde. Umso achtsa­
mer gilt es, die geplante neue Einmündung der Zu- und Ausfahrt der Feuerwehr in die Eitor­
fer Straße zu integrieren. Angestrebt wird eine Einmündung, die den Eingriff in die Topogra­
phie insgesamt minimiert.“

Ein Eingriff in den Hohlweg Eitorfer Straße lässt sich nach den zuvor gemachten Ausführun­
gen nicht verhindern. Da sich die Entscheidungsgremien der Stadt Hennef der denkmalpfle­
gerischen Sensibilität bewusst sind, werden im Rahmen der konkreten Projektplanung alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft, den Eingriff auf das absolut Notwendige zu minimieren. Im Ge­
genzug soll der Hohlweg Scheurengarten zukünftig als Geh- Radweg und lediglich zur Fah­
rerschließung des Wohnhauses Scheurengarten 8 dienen.

Stellungnahme:
Das Projekt eines „Heimat- und Kulturhauses“ leidet an der überzogenen Begrifflichkeit und 
erweckt unerfüllbare Erwartungen. Für die Bewohner ist Stadt Blankenberg mit Landschaft, 
Mauern, Gräben und Türmen täglich erfahrene und gelebte Heimat am Beispiel kultureller 
Zeugnisse aus der Vergangenheit. Das „denkmalwürdige und identitätsstiftende Erschei-



nungsbild und die historische Kulturlandschaft“ sind bereits seit eh und je vorhanden und 
bedürfen keiner „Inwertsetzung“. Ebenso bedarf der Ort keiner „Stärkung“ als „lebenswerter 
und aktiver Wohnstandort“. Wohl ließe sich die Erhaltung des Ortes stärken, indem im Zei­
chen wirklicher Integrationsbemühungen ein „Bürgerhaus“ innerhalb des Mauerberings als 
Haus der Bürger vorgesehen würde. Zur Zeit sind in der Stadt zwei Bauobjekte an geeigne­
ter Stelle zu erwerben, die den angestrebten Zwecken dienen und das Fachwerkensemble 
vervollständigen können, und zwar das Anwesen Katharinastr. 7, wohl vor 1826 erbaut, 1970 
erweitert als Wohnhaus, jetziger Eigentümer, und die Gastwirtschaft Burghof am Markt 6, 18. 
Jahrhundert, ein zweigeschossiger Fachwerkbau. Ein Gebäude ließe sich für bürgerliche 
Zwecke herrichten, z. B.: Versammlungsraum, Kiosk usw. Es sei klar, dass ein neuer schi­
cker Bau leichter herzustellen ist, als die Wiederherstellung verfallsbedrohter historischer 
Gebäude. Die Ziele eines „integrativen Handlungskonzepts“ sollten in Stadt Blankenberg 
allerdings in der Erhaltung und Steigerung des historischen und denkmalwürdigen Wertes zu 
sehen sein.

Als Denkmalbeauftragter wende ich mich gegen die vorgesehenen massiven Eingriffe zum 
Nachteil der geschichtlichen Aussagekraft des Gesamtdenkmals und des Landschaftsaus­
schnitts um Burg und Stadt Blankenberg. Das dazu notwendige Rechtsinstrument stellt das 
Denkmalschutzgesetz NRW vom 11.03.1980 in der Fassung vom 05.10.2005 dar. Die Be­
wohner haben sich seit Generationen für den Erhalt und die Pflege des Denkmalwerts ein­
gesetzt und schon früh „Verunstaltungen“ und Beeinträchtigungen abgelehnt. Es ist fatal, 
wenn die Mittel der Identitätsstiftung beschädigt und „Heimat“ obsolet gestellt würde. Ich 
weise der Vollständigkeit darauf hin, dass Verstöße gegen die Denkmalbereichssatzung 
„Historische Kulturlandschaft: Unteres Siegtal Stadt Blankenberg - Bödingen“ als Ord­
nungswidrigkeiten mit Geldbußen bis zu 250.000 € bewehr sind. Diese Denkmalbereichssat­
zung wurde vom Rat der Stadt Hennef am 22. Oktober 2007 beschlossen und ist seit dem 3. 
April 2008 rechtsgültig.

Abwägung:
Für Stadt Blankenberg wird seit Frühjahr 2017 ein Integriertes Handlungskonzept (InHK) als 
strategisches Planungs- und Steuerungsinstrument der Stadtentwicklung erstellt. Besondere 
Themen dabei sind Verkehr, Städtebau, Sanierung, Denkmalschutz, Freizeit und Tourismus. 
Im Rahmen der Erarbeitung gab es mehrere Bürgerworkshops, weitere Abstimmungsrunden 
sowie einen Expertenworkshop. Im Rahmen der Gespräche ist deutlich geworden, dass das 
Thema Freizeit und Tourismus für die Stadtentwicklung, aber auch für die Bürgerinnen und 
Bürger in Stadt Blankenberg, einen ganz besonderen Stellenwert hat. Im Rahmen der Erstel­
lung des InHK wurde auch ein Tourismuskonzept erarbeitet, das unter Beachtung der Balan­
ce zwischen den Interessen und Bedürfnissen der Einheimischen und der Nutzung der wirt­
schaftlichen Chancen durch attraktivere und neu ergänzte Angebote in Stadt Blankenberg 
den Weg für die weitere Entwicklung aufzeigt und dazu konkrete Maßnahmen benennt. Für 
die Erstellung des Tourismuskonzeptes wurden Expertengespräche durchgeführt, hierunter 
zählten die Hoteliers im Ort, mehrere Gastronomen, Gästeführer sowie Vertreter des Heimat- 
und Verkehrsvereins, des Turmmuseums und des Kelterhauses in Stein. Diese Gespräche 
dienten dazu, die „Innensicht“ zu erfahren, zur Ermittlung der „Außensicht“ wurden an ver­
schiedenen Terminen Gästebefragungen durchgeführt. Daraus konnte eine Stärken- 
Schwächen-Analyse erstellen sowie Chancen und Risiken ermitteln. Daraus resultierend 
wurden Ziele und Strategien entwickelt. Das Kernziel lautet dabei:

Nachhaltige Tourismusentwicklung - Balance von Lebens- und Aufenthaltsqualität!

Darauf aufbauend wurden dann die einzelnen Handlungsfelder mit einzelnen Projekten und 
Maßnahmen entwickelt. Zu den Projekten und Maßnahmen der Infrastruktur gehören u. a. 
der Panoramaweg entlang der Mauern mit Fußgängerbrücke und Aussichtspunkten sowie 
das Kultur- und Heimathaus.



Es wird somit deutlich, dass der Entwicklung von Schlüsselprojekten ein intensiver Aus­
tausch mit den Bewohnern, Akteuren sowie den Besuchern von Stadt Blankenberg voraus­
ging und die einzelnen Maßnahmen das Ergebnis dieser Partizipations- und Evaluationspro­
zesse sind.

In der Stellungnahme werden darüber hinaus 2 Immobilien angesprochen, die als „Bürger­
haus“ innerhalb der Stadt als ausreichend angesehen werden. Wie bereits zuvor ausgeführt, 
wurde im Rahmen des Beteiligungsprozesses klar, dass ein reines „Bürgerhaus“ nicht aus­
reicht. Alternative Standorte für das Kultur- und Heimathaus wurden im Rahmen der Erstel­
lung des InHK untersucht. Die einzelnen Standortalternativen sind in der Begründung zum 
Bebauungsplanvorentwurf Nr. 15.2 aufgeführt. Abschließend lässt sich feststellen, dass so­
wohl der Neubau des Kultur- und Heimathauses am Standort Im Früngt, als auch die Umnut­
zung bereits bestehender Gebäude innerhalb der Neustadt nicht realisierbar ist.

Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen.

zu T3, Bezirksregierung Köln
mit Schreiben vom 13.05.2019

Stellungnahme:
Der überplante Bereich liegt innerhalb der Kulisse des Landschaftsplans Nr. 9 der Stadt 
Hennef mitsamt der Uckerather Hochfläche. Die betroffenen Flächen sind dort teilweise als 
Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. Vor diesem Hintergrund liegt die originäre Zuständig­
keit zur Aufhebung des Landschaftsschutzes bei der unteren Naturschutzbehörde und ist 
dort zu klären.

Von Seiten der Bezirksregierung werden vor diesem Hintergrund keine grundsätzlichen Be­
denken gegen das geplante Vorhaben zum Neubau der Feuerwache und des Kultur- und 
Heimathauses vorgebracht, sofern sich im Rahmen der derzeit noch ergänzend laufenden 
artenschutzrechtlichen Untersuchungen keine rechtswirksamen Erkenntnisse ergeben, die 
einer Umsetzung des geplanten Vorhabens entgegenstehen.

Darüber hinaus bitte ich jedoch, die derzeit vorhandenen Gehölze weitestgehend zu erhal­
ten. Die geplanten Eingriffe in den zur Eitorfer Straße führenden Hohlweg bitte ich auf ein 
Minimum zu reduzieren, um dieses kulturhistorische Relikt weitestgehend erhalten zu kön­
nen. Eine funktionsfähige Eingrünung des geplanten Bauvorhabens mit Feuerwehrhaus und 
neuem „Überlaufparkplatz“ gegenüber dem südlich angrenzenden Freiraum wird aufgrund 
der Kuppenlage als dringend erforderlich angesehen.

Abwägung:
Die Auswirkungen der Änderungen des Flächennutzungsplanes (2. FNP-Änderung Stadt 
Blankenberg, Kultur- und Heimathaus/Feuerwehr) und im Rahmen des B-Planverfahrens Nr. 
15.2 Stadt Blankenberg, Kultur- und Heimathaus/Feuerwehr auf den Landschaftsschutz er­
folgen in enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde.

Dem Hinweis wird somit gefolgt.

Für den Bau des Kultur- und Heimathauses und für die Feuerwehr wurden im Vorfeld ver­
schiedene Standortvarianten untersucht. Eine der Vorgaben für den neuen Standort der 
Feuerwehr ist, dass eine Zu- und Abfahrt der Feuerwehr geschaffen wird, bei der es zu kei­
nem Querungsverkehr kommt, d. h. dass ausschließlich Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr 
diese Zu- und Abfahrt nutzen und es so zu keinen Gefährdungssituationen kommen kann 
und die Einsatzfristen eingehalten werden können.
Das Feuerwehrhaus Stadt Blankenberg wurde 1960 als Schule erbaut, wurde dann als Kin­
dertagesstätte umgenutzt und gehört seit 1976 zur Feuerwehr. 1991 erfolgte ein Anbau an 
das Feuerwehrhaus. Das Gerätehaus verfügt über 3 Hallenstellplätze (3 Einsatzfahrzeuge



und 3 Anhänger) für die Einsatzfahrzeuge. Die Parkmöglichkeiten der Einsatzkräfte sind 
nicht ausreichend. Das Feuerwehrhaus ist für Alarmkräfte nur über eine kurvenreiche Zufahrt 
zu erreichen. Hier kann es im Einsatzfall zu erheblichen Behinderungen und gefährlichen 
Querungen der Einsatzkräfte kommen. Weiterhin steht der Wehr keine ausreichende 
Übungsfläche zur Verfügung. Die Stellplatzsituation (Höhe und Breite) in der Fahrzeughalle 
ist ebenfalls ausgereizt und für das zukünftige Fahrzeugkonzept nicht ausreichend.
Insgesamt wurde festgestellt, dass in der Löschgruppe Stadt Blankenberg die Rahmenbe­
dingungen der DIN 14092 und UW (GUV-I 8554) derzeit nur zum Teil eingehalten werden. 
Für Feuerwehrhäuser ist sicherzustellen, dass die Aktiven ohne Eigengefährdung in den 
Einsatz gehen. Hierzu zählen geeignete Zugangswege zum Feuerwehrhaus, die unabhängig 
von den Stellplätzen der Einsatzfahrzeuge gestaltet sein müssen. Außerdem muss in den 
Feuerwehrhäusern genügend Bewegungs-, Aufbewahrungs- und Lagerfläche für Einsatz­
kräfte und Gerät vorhanden sein.

Im Ergebnis der Voruntersuchung wurde der bestehende Standort des Feuerwehrhauses der 
Feuerwehr Stadt Blankenberg weiterhin als bedarfsgerecht angesehen. Er sollte am aktuel­
len Standort erhalten bleiben und an die aktuellen Anforderungen angepasst werden. Auf­
grund der optimalen Lage des Standortes wurde festgestellt, dass eine schnelle Erreichbar­
keit der Einsatzkräfte im Einsatzfall möglich ist. Ebenfalls wurde aufgrund der festgestellten 
Risiken sowie der kontinuierlichen hohen Frequentierung durch Touristen eine Erhaltung am 
jetzigen Standort als zwingend notwendig angesehen.

Mit dem Brandschutzbedarfsplan der Stadt Hennef (Verabschiedung im Rat 07.03.2016) 
wurden die Anforderungen aus der Untersuchung von 2013 bestätigt. Dieser stellt Mängel in 
der Stellplatzsituation in der Zu- und Abfahrt, im Flächenumfang sowie bei der Größe der zur 
Verfügung stehenden Übungsfläche für den Standort Stadt Blankenberg fest, die einen Aus­
bau erforderlich machen.

Im Ergebnis dieser Planungen und Untersuchungen kam es zur Beibehaltung der Darstel­
lung des Feuerwehrstandortes Stadt Blankenberg als Fläche für „Gemeinbedarf Zweckbe­
stimmung Feuerwehr“ inklusive einer Flächenerweiterung nach Süden im FNP 2018.
Auf diesen Grundlagen wurden von einer Planungsgruppe in 2017 zwei Ausbauvarianten 
des bestehenden Feuerwehrgerätehauses untersucht. Zeitgleich hat die Stadt Hennef mit 
Beschluss des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz vom 15.03.2017 mit der 
Erstellung eines Integrierten Handlungskonzepts für Stadt Blankenberg begonnen.

Die Ausbauvarianten Feuerwehr von 2017 boten allerdings keine Antworten auf die im Inte­
grierten Handlungskonzept erarbeiteten Fragestellungen der Entflechtung von Feuerwehr­
und Besucherverkehr. Durch den Ausbau des Bestandsgebäudes wären zudem die Spiel­
räume für städtebauliche Einbindung und Herstellung einer guten Auffindbarkeit der im Zuge 
der Aufstellung des Integrierten Handlungskonzeptes entwickelten Idee eines Kultur- und 
Heimathauses stark eingeengt und der Feuerwehr untergeordnet worden.

Im Rahmen der Fortschreibung für die Brandschutzbedarfsplanungen, wurde auf Veranlas­
sung von Feuerwehr und Verwaltung, durch das Gutachterbüro eine Standortanalyse durch­
geführt. Hierbei wurden alle bestehenden Feuerwehrgerätehäuser auf ihre Lage überprüft 
und der optimale Standort für einen in der Zukunft anstehenden Neubau gesucht. Zu den 
zugrundeliegenden Kriterien gehören: Wohnorte der Mitglieder, Topographie, Siedlungsdich­
te, besonders gefährdete Bereiche und die Erreichung der Schutzziele bzw. Hilfsfristen.
Die Standortanalyse (in der der Standort, mit direkter Anbindung an die Eitorfer Straße un­
tersucht wurde), die am 08.07.2019 im Rat beschlossen wurde, gilt als Anhaltspunkt für die 
zukünftigen Planungen. Werden die Standorte entsprechend umgesetzt, ist es weiterhin 
möglich, die Stadtgebiete mit rein ehrenamtlichen Standorten abzudecken und die einschlä­
gigen Hilfsfristen einzuhalten.
Bei der Vorzugsvariante 2 e handelt es sich auch um die Variante, bei der der Eingriff in den 
Hohlweg (Eitorfer Straße) den geringstmöglichen Eingriff darstellt.



Im Auslobungstext zum Wettbewerb „Ober dem Ufer“ heißt es:

„Der Hohlweg ist als historisches Relikt der Kulturlandschaft in der Karte der entsprechenden 
Satzung eingetragen. Es handelt sich darüber hinaus um einen historischen Prozessions­
weg, worauf die Einzeldenkmäler des Wegestocks an der Eitorfer Straße 4 und das Wege­
kreuz Ecke Scheurengarten hinweisen. Der Charakter des Hohlwegs wurde durch die Um­
setzung der Wohnbebauung nordseitig der Eitorfer Straße bereits erheblich beeinträchtigt, 
indem hier die vormals steile Böschung topographisch abgeschliffen wurde. Umso achtsa­
mer gilt es, die geplante neue Einmündung der Zu- und Ausfahrt der Feuerwehr in die Eitor­
fer Straße zu integrieren. Angestrebt wird eine Einmündung, die den Eingriff in die Topogra­
phie insgesamt minimiert.“

Ein Eingriff in den Hohlweg Eitorfer Straße lässt sich nach den zuvor gemachten Ausführun­
gen nicht verhindern. Da sich die Entscheidungsgremien der Stadt Hennef der denkmalpfle­
gerischen Sensibilität bewusst sind, werden im Rahmen der konkreten Projektplanung alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft, den Eingriff auf das absolut Notwendige zu minimieren. Im Ge­
genzug wird der Hohlweg Scheurengarten von einer Erschließungsstraße in einen einfachen 
Wirtschafts- und Fußweg zurückgebaut.

Die Hinweise bzgl. Gehölzbestand und Eingrünung werden zur Kenntnis genommen.

zu T4, LVR - Amt für Denkmalpflege Im Rheinland
mit Schreiben vom 17.06.2019

Stellungnahme:
(Anmerkung: Die Stellungnahme des LVR wurde zusammen für die Bebauungspläne Nr. 
15.1, 6. Änderung - Stadt Blankenberg, Nr. 15.2, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr und 2. 
FNP-Änderung, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr erstellt, daher wird die Wiedergabe der 
Stellungnahme entsprechend auf FNP-relevante Sachverhalte gekürzt.)

Dem LVR-ADR liegen die Planungen zur Stellungnahme vor. Die Planungen sind Bestandteil 
eines Integrierten Handlungskonzepts und dienen der Vorbereitung zur Bewerbung für die 
Regionale 2025.

Im Vorfeld der Erstellung der Planungen fand bereits ein intensiver Austausch zwischen der 
Stadt Hennef und dem LVR-ADR zu verschiedenen Aspekten der Planungen statt; auf die 
Korrespondenz und die Besprechungsergebnisse wir im Folgenden Bezug genommen.

In den Planzeichnungen sind Denkmäler gern. § 2, 3 und § 5 DSchG NRW zu kennzeichnen 
und in der Begründung zu nennen: Einzeldenkmäler sind laut Planzeichenverordnung mit 
einem D, kastenförmig umfahren, zu kennzeichnen, Denkmalbereiche sind mit einem D, 
kreisförmig umfahren, zu kennzeichnen; der Geltungsbereich des Denkmalbereichs ist mit 
einer roten Linie zu umfahren.

Denkmalbereiche:
Für 15.1, 15.2 sowie FNP sind folgende Denkmalbereiche zu markieren und in der Begrün­
dung zu behandeln:
-Kulturlandschaft „Unteres Siegtal, Stadt Blankenberg, Bödingen" Denkmalbereich, gern. § 5 
DSchG NRW mit Satzung geschützt
-Stadt Blankenberg, Denkmalbereich, gern. § 5 DSchG NRW mit Satzung geschützt 

Abwägung:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Planentwurf zur 2. Änderung des Flächennut­
zungsplanes werden die Abgrenzungen der Denkmalbereiche so hervorgehoben, dass diese 
klar erkennbar sind. Der Änderungsbereich liegt außerhalb des Denkmalbereiches „Stadt



Blankenberg“ und vollständig innerhalb des Denkmalbereiches „Unteres Siegtal, Stadt Blan­
kenberg, Bödingen“.

Stellungnahme:
In 15.2: Erschließung Kultur- und Heimathaus - Hohlweg Eitorfer Straße:
(Anmerkung: dieser Punkt betrifft auch die 2. FNP-Änderung und wird deshalb, auch wenn er 
nicht in der Stellungnahme explizit aufgeführt wird, dennoch entsprechend in die Abwägung 
einbezogen.)
Von der Planung unmittelbar betroffen ist der Hohlweg an der Eitorfer Straße, da hier die 
Zuwegung („Rampe“) zur Feuerwehr erfolgt. Der Hohlweg ist Bestandteil des Denkmalbe­
reichs Kulturlandschaft „Unteres Siegtal“ und in der zugehörigen Satzung als „Hohlweg am 
Prozessionsweg Stadt Blankenberg - Süchterscheid“ bezeichnet. Als Bestandteile des ge­
schützten Erscheinungsbilds sind erwähnt: „Hohlwegeinschnitt vom tiefsten Punkt Kathari­
nentor ansteigend bis Berg“ und „beidseitig Böschungen in Teilbereichen erhalten“.

Der Einschnitt in die Böschung wird voraussichtlich eine Störung des Erscheinungsbilds dar­
stellen. Neben der Fahrbahn werden Stützbauwerke zur Abfangung des Hangs erforderlich 
sein. Das LVR-ADR hat sich bereits in einer Stellungnahme vom 07.05.2018 ablehnend ge­
genüber der Planung geäußert. Die Gründe für die Entscheidung gegen eine weiträumigere 
Umfahrung wurden dem LVR-ADR bereits in einem Gespräch mit Feuerwehr und Stadtpla­
nung erläutert, so dass mit dem Zurückstellen der denkmalpflegerischen Belange gegenüber 
anderen öffentlichen Belangen gerechnet wird. Im Umweltbericht ist eine Schnittzeichnung 
darzustellen, aus der der Eingriff und die notwendigen Begleitmaßnahmen ersichtlich wer­
den. Aus Sicht des LVR-ADR ist das Ausmaß des Einschnitts/der Rampe auf ein Minimum 
zu beschränken, die notwendigen Stützbauwerke sind so auszubilden, dass sie sich in Hin­
blick auf Material und Konstruktion an die Umgebung anpassen.

Abwägung:
In der Begründung sind die verschiedenen Standortvarianten für das Kultur- und Heimathaus 
und für die Feuerwehr dargestellt. Eine der Vorgaben für den neuen Standort der Feuerwehr 
ist, dass eine Zu- und Abfahrt der Feuerwehr geschaffen wird, bei der es zu keinem Que- 
rungsverkehr kommt, d. h. dass ausschließlich Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr diese Zu- 
und Abfahrt nutzen und es so zu keinen Gefährdungssituationen kommen kann und die Ein­
satzfristen eingehalten werden können.
Das Feuerwehrhaus Stadt Blankenberg wurde 1960 als Schule erbaut, wurde dann als Kin­
dertagesstätte umgenutzt und gehört seit 1976 zur Feuerwehr. 1991 erfolgte ein Anbau an 
das Feuerwehrhaus. Das Gerätehaus verfügt über 3 Hallenstellplätze (3 Einsatzfahrzeuge 
und 3 Anhänger) für die Einsatzfahrzeuge. Die Parkmöglichkeiten der Einsatzkräfte sind 
nicht ausreichend. Das Feuerwehrhaus ist für Alarmkräfte nur über eine kurvenreiche Zufahrt 
zu erreichen. Hier kann es im Einsatzfall zu erheblichen Behinderungen und gefährlichen 
Querungen der Einsatzkräfte kommen. Weiterhin steht der Wehr keine ausreichende 
Übungsfläche zur Verfügung. Die Stellplatzsituation (Höhe und Breite) in der Fahrzeughalle 
ist ebenfalls ausgereizt und für das zukünftige Fahrzeugkonzept nicht ausreichend.
Insgesamt wurde festgestellt, dass in der Löschgruppe Stadt Blankenberg die Rahmenbe­
dingungen der DIN 14092 und UW (GUV-I 8554) derzeit nur zum Teil eingehalten werden. 
Für Feuerwehrhäuser ist sicherzustellen, dass die Aktiven ohne Eigengefährdung in den 
Einsatz gehen. Hierzu zählen geeignete Zugangswege zum Feuerwehrhaus, die unabhängig 
von den Stellplätzen der Einsatzfahrzeuge gestaltet sein müssen. Außerdem muss in den 
Feuerwehrhäusern genügend Bewegungs-, Aufbewahrungs- und Lagerfläche für Einsatz­
kräfte und Gerät vorhanden sein.
Im Ergebnis der Voruntersuchung wurde der bestehende Standort des Feuerwehrhauses der 
Feuerwehr Stadt Blankenberg weiterhin als bedarfsgerecht angesehen. Er sollte am aktuel­
len Standort erhalten bleiben und an die aktuellen Anforderungen angepasst werden. Auf­
grund der optimalen Lage des Standortes wurde festgestellt, dass eine schnelle Erreichbar­
keit der Einsatzkräfte im Einsatzfall möglich ist. Ebenfalls wurde aufgrund der festgestellten



Risiken sowie der kontinuierlichen hohen Frequentierung durch Touristen eine Erhaltung am 
jetzigen Standort als zwingend notwendig angesehen.

Mit dem Brandschutzbedarfsplan der Stadt Hennef (Verabschiedung im Rat 07.03.2016) 
wurden die Anforderungen aus der Untersuchung von 2013 bestätigt. Dieser stellt Mängel in 
der Stellplatzsituation in der Zu- und Abfahrt, im Flächenumfang sowie bei der Größe der zur 
Verfügung stehenden Übungsfläche für den Standort Stadt Blankenberg fest, die einen Aus­
bau erforderlich machen.

Im Ergebnis dieser Planungen und Untersuchungen kam es zur Beibehaltung der Darstel­
lung des Feuerwehrstandortes Stadt Blankenberg als Fläche für „Gemeinbedarf Zweckbe­
stimmung Feuerwehr“ inklusive einer Flächenerweiterung nach Süden im FNP 2018.
Auf diesen Grundlagen wurden von einer Planungsgruppe in 2017 zwei Ausbauvarianten 
des bestehenden Feuerwehrgerätehauses untersucht. Zeitgleich hat die Stadt Hennef mit 
Beschluss des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz vom 15.03.2017 mit der 
Erstellung eines Integrierten Handlungskonzepts für Stadt Blankenberg begonnen.

Die Ausbauvarianten Feuerwehr von 2017 boten allerdings keine Antworten auf die im Inte­
grierten Handlungskonzept erarbeiteten Fragestellungen der Entflechtung von Feuerwehr­
und Besucherverkehr. Durch den Ausbau des Bestandsgebäudes wären zudem die Spiel­
räume für städtebauliche Einbindung und Herstellung einer guten Auffindbarkeit der im Zuge 
der Aufstellung des Integrierten Handlungskonzeptes entwickelten Idee eines Kultur- und 
Heimathauses stark eingeengt und der Feuerwehr untergeordnet worden.

Im Rahmen der Fortschreibung für die Brandschutzbedarfsplanungen, wurde auf Veranlas­
sung von Feuerwehr und Verwaltung, durch das Gutachterbüro eine Standortanalyse durch­
geführt. Hierbei wurden alle bestehenden Feuerwehrgerätehäuser auf ihre Lage überprüft 
und der optimale Standort für einen in der Zukunft anstehenden Neubau gesucht. Zu den 
zugrundeliegenden Kriterien gehören: Wohnorte der Mitglieder, Topographie, Siedlungsdich­
te, besonders gefährdete Bereiche und die Erreichung der Schutzziele bzw. Hilfsfristen.

Die Standortanalyse (in der der Standort, mit direkter Anbindung an die Eitorfer Straße un­
tersucht wurde), die am 08.07.2019 im Rat beschlossen wurde, gilt als Anhaltspunkt für die 
zukünftigen Planungen. Werden die Standorte entsprechend umgesetzt, ist es weiterhin 
möglich, die Stadtgebiete mit rein ehrenamtlichen Standorten abzudecken und die einschlä­
gigen Hilfsfristen einzuhalten.

Bei der Vorzugsvariante 2 e handelt es sich auch um die Variante, bei der der Eingriff in den 
Hohlweg (Eitorfer Straße) den geringstmöglichen Eingriff darstellt.

Im Auslobungstext zum Wettbewerb „Ober dem Ufer“ heißt es:
„Der Hohlweg ist als historisches Relikt der Kulturlandschaft in der Karte der entsprechenden 
Satzung eingetragen. Es handelt sich darüber hinaus um einen historischen Prozessions­
weg, worauf die Einzeldenkmäler des Wegestocks an der Eitorfer Straße 4 und das Wege­
kreuz Ecke Scheurengarten hinweisen. Der Charakter des Hohlwegs wurde durch die Um­
setzung der Wohnbebauung nordseitig der Eitorfer Straße bereits erheblich beeinträchtigt, 
indem hier die vormals steile Böschung topographisch abgeschliffen wurde. Umso achtsa­
mer gilt es, die geplante neue Einmündung der Zu- und Ausfahrt der Feuerwehr in die Eitor­
fer Straße zu integrieren. Angestrebt wird eine Einmündung, die den Eingriff in die Topogra­
phie insgesamt minimiert.“

Ein Eingriff in den Hohlweg Eitorfer Straße lässt sich nach den zuvor gemachten Ausführun­
gen nicht verhindern. Da man sich der denkmalpflegerischen Sensibilität bewusst ist, wird 
versucht, den Eingriff auf das absolut Notwendigste zu minimieren.



Stellungnahme:
Die Geschichte der Denkmalpflege in Stadt Blankenberg geht bis auf die 1910 erstellte 
„Ortssatzung zum Schutze gegen Verunstaltungen“, zurück. Im Zuge eines Gesamtkonzepts, 
welches gerade die Attraktivität der Denkmäler zum Inhalt hat und auf den in über 100 Jah­
ren erreichten Erfolgen der Denkmalpflege aufbaut, ist zu erwarten, dass dem Belang 
„Denkmalpflege“ ein hoher Rang bei allen genannten Planungen eingeräumt wird. In diesem 
Zusammenhang sei auch der Hinweis auf § 1 Abs. 3 DSchG NRW erlaubt: „Bei öffentlichen 
Planungen und Maßnahmen sind die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
angemessen zu berücksichtigen“.

Bei allen Planungen bittet das LVR-ADR um frühzeitige Beteiligung im weiteren Verlauf der 
Planung; die Maßnahmen stehen unter dem Erlaubnisvorbehalt gern. § 9 Denkmalschutzge­
setz.

Abwägung:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine 
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen:
-Pledoc GmbH 
-RSAG
-Wahnbachtalsperrenverband 
-Amprion GmbH 
-Bezirksregierung Arnsberg 
-Unitymedia NRW GmbH
-Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung

1.2 Abwägung der einqeqanqenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichen Ausle­
gung gern. $ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

zu T1, Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis
mit Schreiben vom 17.12.2019

Stellungnahme:
Gegen die 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef (Sieg) bestehen seitens 
der Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen keine 
grundsätzlichen Bedenken.

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 18.04.2019.

(Anmerkung:
Die Stellungnahme vom 18.04.2019 lautete wie folgt:

Gegen die 2. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Hennef (Sieg) bestehen seitens 
der Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen keine 
grundsätzlichen Bedenken.

Für die Berechnung des Kompensationsflächenbedarfs regen wir die Anwendung der Num­
merischen Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008" des Landes­
amtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) als anerkanntes Verfahren nach 
dem aktuellen Stand an. Dies bestätigt auch der Einführungserlass zum Landschaftsgesetz 
für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES).



Wir gehen davon aus, dass die notwendigen Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen 
soweit möglich innerhalb des Plangebiets durchgeführt werden. In diesem Zusammenhang 
sind Dach- und Fassadenbegrünungen, Anlagen von Gehölzstrukturen und Grünstreifen zu 
nennen.

Für die darüber hinaus notwendig werdenden weiteren Kompensations- und Ausgleichsmaß­
nahmen regen wir an, diese mit den im Rahmen der EU-Wasserrahmenrichtlinie geplanten 
Maßnahmen an der Sieg, dem Wolfsbach und dem Hanfbach zusammenzulegen.
Bei der Berechnung des erforderlichen Kompensationsmaßnahmenbedarfs an Fließgewäs­
ser und in Auen wäre die Berechnung nach der „Kompensation Blau" anzuwenden, die min­
destens eine Verdopplung der Öko-Punkte vorsieht.
Alternativ ermöglicht die Anwendung des MKULNV Verfahrens (Koenzen) eine Vervielfa­
chung der Öko-Punkte um den Faktor 2,5.)

Abwägung:
Die Stellungnahme vom 18.04.2019 wurde bereits in der Sitzung des Ausschusses für Dorf­
gestaltung und Denkmalschutz am 20.11.2019 wie folgt beschlossen:

Die Ermittlung und Bewertung des Eingriffs erfolgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleit­
planung im Rahmen des parallel durchgeführten Bauleitplanverfahrens Nr. 15.2 - Stadt 
Blankenberg, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr. Die aus der Eingriffsbilanzierung resultie­
renden Ausgleichsmaßnahmen werden ebenfalls auf der Ebene der Bauleitplanung im Um­
weltbericht beschrieben. Solche Regelungen entsprechen nicht der Planungsebene des Flä­
chennutzungsplanes.

und der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 21.11.2019 mitge­
teilt.

zu 12, BUND
mit Schreiben vom 01.01.2020 

Stellungnahme:
Bezugnehmend auf die Darstellung der Umweltverträglichkeitsprüfung kommt der BUND 
Rhein-Sieg-Kreis zu dem Schluss, dass die Änderung des Flächennutzungsplans, trotz der 
geplanten Umsetzung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, Verbotstatbestände 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG auslösen wird und negative Auswirkungen, in Bezug 
auf Umwelt-, Boden- und Landschaftsschutz, nur ungenügend bzw. nicht vermieden werden 
können. Der BUND-RSK lehnt daher die Änderung des FNP’s in dieser Sache ab.

Eine detaillierte Aufarbeitung der Problematik, ist nicht Teil dieser Stellungnahme. Wir behal­
ten uns vor, diese im Bedarfsfall zu konkretisieren.

Weiterhin bleibt unklar, warum unlängst ein neuer FNP für Hennef aufgestellt wurde, der 
nunmehr geändert werden muss. Der FNP entbehrt hierdurch seine Planungssicherheit und 
wird dadurch entwertet.

Abwägung:
Die vorgetragenen Bewertungen zum Verfahren werden zur Kenntnis genommen, sind als 
persönliche Auffassung des Verfassers des Schreibens jedoch nicht planungsrelevant. Nach 
den vorliegenden artenschutzrechtlichen Untersuchungen und den fachlichen Bewertungen 
der beteiligten Behörden, insbesondere des Rhein-Sieg-Kreises, gibt es keine Anhaltspunkte 
dafür, dass Belange des Arten- und Naturschutzes den mit der Änderung des Flächennut­
zungsplanes vorbereiteten Vorhaben grundsätzlich entgegenstehen. Eine detaillierte Ermitt­
lung des Eingriffs einschließlich der Belange des Arten- und Naturschutzes erfolgt auf der 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung im Rahmen des Bauungsplanverfahrens Nr. 15.2



Stadt Blankenberg, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr. Die aus der Eingriffsbewertung re­
sultierenden Maßnahmen werden dementsprechend auf der Ebene des Bebauungsplanes 
bestimmt und dort im Umweltbericht beschrieben.

zu T3, LVR-Amt für Denkmalpflege Im Rheinland
mit Schreiben vom 08.01.2020

Stellungnahme:
Mit Schreiben vom 5.12.2019 bitten Sie das LVR-Amt für Denkmalpflege (LVR-ADR) um 
Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Im Rahmen der ersten Änderung erfolgte bereits eine 
Stellungnahme des LVR-ADR (Schreiben vom 17.6.2019) auf die ich hiermit verweise.
Der unmittelbar von dem Vorhaben betroffene Denkmalbestandteil Hohlweg Eitorfer Straße
- in der Satzung zum Denkmalbereich „Kulturlandschaft Unteres Siegtal - Stadt Blankenberg
- Bödingen“ als „kulturhistorisches Relikte“ genannt - sowie die Auswirkung der Planung 
auf diesen werden in der Begründung benannt. Das LVR-Amt für Denkmalpflege im Rhein­
land bittet um frühzeitige Beteiligung im weiteren Verlauf der Planung.
Nicht Gegenstand des Flächennutzungsplans ist die geplante Brücke, die vom KHH über 
den Scheurengarten führen soll. Die erheblichen denkmalfachlichen Bedenken gegenüber 
der geplanten Brücke wurden bereits in mehreren Stellungnahmen des LVR-ADR zum Aus­
druck gebracht. Die Brücke dient der Erschließung des KHH und ist daher bedingt durch die 
Ortswahl für das KHH/Feuerwehr. Die Erschließung des Kultur- und Heimathauses ist daher 
aus Sicht des LVR-ADR zum Gegenstand der Untersuchung der Auswirkungen des Vorha­
bens zu machen und sollte aus Sicht des LVR-ADR ebenfalls im Umweltbericht des Flä­
chennutzungsplans behandelt werden und in der Abwägung aller Belange berücksichtigt 
werden. Unmittelbare Auswirkungen im Plangebiet selber hat die Brücke durch den Eingriff 
in die südliche Hangkante der Böschung über den Scheurengarten. Davon sind folgende 
Denkmäler betroffen: Kulturlandschaft „Unteres Siegtal: Stadt Blankenberg -Bödingen“ so­
wie der Umgebungsbereich des Denkmalbereichs Stadt Blankenberg sowie der Umge­
bungsbereich der Stadtmauern.

Abwägung:
Schreiben vom 17.06.2019
(Anmerkung: Die Stellungnahme des LVR wurde zusammen für die Bebauungspläne Nr. 
15.1, 6. Änderung - Stadt Blankenberg, Nr. 15.2, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr und 2. 
FNP-Änderung, Kultur- und Heimathaus, Feuerwehr erstellt, daher wird bei der Wiedergabe 
der Stellungnahme entsprechend gekürzt.)
Dem LVR-ADR liegen die Planungen zur Stellungnahme vor. Die Planungen sind Bestandteil 
eines Integrierten Handlungskonzepts und dienen der Vorbereitung zur Bewerbung für die 
Regionale 2025. Im Vorfeld der Erstellung der Planungen fand bereits ein intensiver Aus­
tausch zwischen der Stadt Hennef und dem LVR-ADR zu verschiedenen Aspekten der Pla­
nungen statt; auf die Korrespondenz und die Besprechungsergebnisse wird im Folgenden 
Bezug genommen. In den Planzeichnungen sind Denkmäler gern. § 2, 3 und § 5 DSchG 
NRW zu kennzeichnen und in der Begründung zu nennen: Einzeldenkmäler sind laut Plan­
zeichenverordnung mit einem D, kastenförmig umfahren, zu kennzeichnen, Denkmalberei­
che sind mit einem D, kreisförmig umfahren, zu kennzeichnen; der Geltungsbereich des 
Denkmalbereichs ist mit einer roten Linie zu umfahren. Denkmalbereiche: Für 15.1, 15.2 so­
wie FNP sind folgende Denkmalbereiche zu markieren und in der Begründung zu behandeln: 
-Kulturlandschaft „Unteres Siegtal, Stadt Blankenberg, Bödingen“ Denkmalbereich, gern. § 5 
DSchG NRW mit Satzung geschützt
-Stadt Blankenberg, Denkmalbereich, gern. § 5 DSchG NRW mit Satzung geschützt 

Abwägung:
Bezogen auf das angesprochene Schreiben vom 17.06.2019 wurden im Planentwurf zur Of­
fenlage die Abgrenzungen der Denkmalbereiche so hervorgehoben, dass diese klar erkenn­
bar sind. Der Änderungsbereich liegt außerhalb des Denkmalbereiches „Stadt Blankenberg"



und vollständig innerhalb des Denkmalbereiches „Unteres Siegtal, Stadt Blankenberg, Bö- 
dingen“.
Die angesprochene Brücke ist nicht Gegenstand des vorliegenden Verfahrens und auch 
nicht zwingende Voraussetzung für eine funktionsfähige Erschließung der Vorhaben, die auf 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung durch die Änderung des Flächennutzungsplanes 
ermöglicht werden sollen. Es bleibt Aufgabe der verbindlichen Bauleitplanung und der Pro­
jektplanung, die Erforderlichkeit der angesprochenen Brücke abschließend zu prüfen und zu 
bewerten sowie mit den Belangen des Denkmalschutzes in Einklang zu bringen. Solche De­
tailfragen können nicht auf Ebene des Flächennutzungsplanes gelöst werden.

zu T4, Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwick­
lung
mit Schreiben vom 09.01.2020 

Stellungnahme:
Aus des Sicht des Rhein-Sieg-Kreises bestehen folgende Anregungen:

Anpassung an den Klimawandel
Bei zunehmender Flächenversiegelung muss unter Starkregenereignissen mit verstärktem 
oberflächigen Abfluss entsprechend der Topografie gerechnet werden. Das Gelände der im 
Änderungsentwurf dargestellten Planfläche für „Feuerwehr“ weist im Wesentlichen eine Nei­
gung Richtung Norden und Nord-Westen (in Richtung Eitorfer Straße bzw. Trafo- 
Turmstation) auf.

Bodenschutz
Gegen die geplante 2. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen aus Bodenschutz­
sicht keine Bedenken, da auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung, im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15.2, konkrete Maßnahmen zur Minderung und Ver­
meidung sowie zur Kompensation der teilweise erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Boden 
formuliert werden sollen.

Abwägung:
Die angesprochenen Belange können nicht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung bei 
der Änderung des Flächennutzungsplanes geregelt werden. Diese Aufgabe bleibt der ver­
bindlichen Bauleitplanung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Vorbehalten.

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine 
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen:

- Amprion GmbH
- Unitymedia NRW GmbH
- Rhein-Sieg Netz GmbH
- Wahnbachtalsperrenverband 

Landesbetrieb Wald und Holz NRW

Feststellungsbeschluss:

Gemäß § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 8 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), werden die 2. Änderung des Flächennutzungsplans Hen­
nef (Sieg) - Stadt Blankenberg, Kultur- und Heimathaus / Feuerwehr und die Begrün­
dung hierzu nebst Umweltbericht beschlossen.



Begründung:

Die Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Be­
teiligung gern. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sind in der Sitzung des Ausschus­
ses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 20.11.2019 (Abstimmungsergebnis: mehrheit­
lich bei 2 Gegenstimmen (Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) und 1 Enthaltung (fraktionslo­
ses Ratsmitglied Krey)) beraten worden. Diese Abwägungsvorschläge werden dem Stadtrat 
in der Fassung des vorgen. Ausschussbeschlusses vorgelegt, da sich bei den der Abwägung 
zugrunde liegenden Kriterien und Sachverhalte im weiteren Verlauf des Planverfahrens kei­
ne Änderungen ergeben haben.

Die Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der Offenlage gern. 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Feststellungbeschluss sind mit Dringlichkeits­
entscheidung vom 19.03.2020 beschlossen worden.

Alle Abwägungsvorschläge in der Fassung des o.a. Beschlussvorschlages werden nunmehr 
dem Rat der Stadt Hennef zur Beschlussfassung empfohlen.

Begründung der Dringlichkeit:

Der Ältestenrat der Stadt Hennef hat in seiner Sitzung am 09.03.2020 beschlossen, alle 
Ausschusssitzungen bis zu den Osterferien abzusagen, um bestehende Infektionsketten zu 
unterbrechen. Es wurde festgelegt, unaufschiebbare Entscheidungen per Dringlichkeit zu 
entscheiden.

Zur Umsetzung der vorbereitenden Bauleitplanung der 2. FNP-Änderung in die verbindliche 
Bauleitplanung wird im Parallelverfahren der Bebauungsplan Nr. 15.2 Hennef (Sieg) Stadt 
Blankenberg - „Kultur- und Heimathaus + Feuerwehr“ aufgestellt. Der Bebauungsplan als 
verbindlicher Bauleitplan und die 2. FNP-Änderung als vorbereitender Bauleitplan bilden die 
Grundlage für die Baugenehmigungen für die Feuerwehr (die nur am neu geplanten Standort 
die Vorgaben des Brandschutzbedarfsplans einhalten kann) und das Kultur- und Heimat­
haus. Die Fertigstellung des Bauantrages wurde von dem beauftragten Büro für Ende No­
vember terminiert. Die Terminierung ergibt sich zum einen aus der Dringlichkeit des neuen 
Feuerwehrgebäudes, zum anderen aus dem geplanten Eröffnungstermin des Kultur- und 
Heimathauses im Jahr 2025 (Vorgabe der Regionale 2025 bzw. dem Abruf der Fördermittel 
im Rahmen des Förderantrages InHK Stadt Blankenberg). Damit noch in diesem Jahr die für 
eine Baugenehmigung notwendigen planungsrechtlichen Grundlagen vorliegen, ist u. a. die 
Genehmigung der 2. FNP-Änderung durch die Bezirksregierung Köln (mit einer maximalen 
Bearbeitungszeit von 3 Monaten) notwendig. Um die Unterlagen zur Genehmigung an die 
Bezirksregierung Köln zu schicken und damit den anvisierten Zeitplan einhalten zu können, 
ist eine Dringlichkeitsentscheidung erforderlich.


